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M�ssingen, 07.09.2010
Az.: 02.121/01.31 za-ku

RV-Drucksache Nr. VIII-35

Planungsausschuss 21.09.2010 nicht�ffentlich
Verbandsversammlung 28.09.2010 �ffentlich

Tagesordnungspunkt:

Stellungnahme zum Entwurf des Generalverkehrsplans des Landes
Baden-WÄrttemberg (GVP)

Beschlussvorschlag

Der Regionalverband Neckar-Alb begr��t den Entwurf des Generalverkehrsplans des
Landes Baden-W�rttemberg (GVP) als zuk�nftige Leitlinie f�r die Verkehrspolitik in Ba-
den-W�rttemberg.

Der Regionalverband Neckar-Alb fordert die Landesregierung auf, die Umsetzung des
GVP im daf�r vorgesehenen Ma�nahmenplan zum Generalverkehrsplan mit substanziell
ausreichenden Haushaltsmitteln auszustatten und f�r eine landesweit regional ausgewo-
gene Mittelverwendung zu sorgen. Dabei ist die in der Vergangenheit im Landesvergleich
unterdurchschnittliche Mittelausstattung des Regierungsbezirks T�bingen besonders zu
ber�cksichtigen (Stichwort "Nachholbedarf"). Die Regionen sollen bei der Erarbeitung der
Ma�nahmepl�ne beteiligt werden.

Der Regionalverband Neckar-Alb begr��t die vorbildliche und bestm�gliche Transparenz
des Verfahrens durch die inzwischen freigeschaltete B�rgerbeteiligung auf der Webseite
des Ministeriums f�r Umwelt, Naturschutz und Verkehr Baden-W�rttemberg
(www.uvm.baden-wuerttemberg.de) ausdr�cklich: Jeder B�rger hat die M�glichkeit, sich
mit Ideen oder Vorschl�gen an der Fortschreibung des GVP zu beteiligen. Die B�rger-
beteiligung tr�gt dazu bei, eine breite gesellschaftspolitische Akzeptanz des GVP zu
schaffen.

Der Regionalverband Neckar-Alb unterst�tzt die Absicht, in den Fachkonzepten mit Mo-
dellprojekten Impulse zur L�sung von Verkehrsproblemen aufzuzeigen.

Der Regionalverband Neckar-Alb ist hoch erfreut �ber die Planung, die Streckenelektrifi-
zierung im Land fortzuf�hren. Die Planungen zur Elektrifizierung konzentrieren sich vor-
rangig zun�chst - neben weiteren Strecken wie der S�dbahn - u. a. auch auf die Zollern-
bahn T�bingen - Sigmaringen - Aulendorf sowie ggf. weitere Strecken der Regionalstadt-
bahn Neckar-Alb.

Die Landesregierung wird gebeten, die weiteren Anregungen in 4. aus der Sicht des Re-
gionalverbands Neckar-Alb ebenfalls zu ber�cksichtigen.

www.uvm.baden-wuerttemberg.de
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Sachdarstellung/BegrÄndung

"Die Fortschreibung des Generalverkehrsplans (GVP) soll in denjenigen Bereichen Schwer-
punkte setzen, in denen sich die Rahmenbedingungen ge�ndert haben und neue Entwicklungen
eingetreten sind." (Auszug aus der Koalitionsvereinbarung).

Das Leitmotiv der Fortschreibung "Nachhaltige Verkehrsentwicklung – Mobilit�t sichern" steht f�r
eine Verkehrspolitik unter Ber�cksichtigung gesellschaftlicher, �kologischer und �konomischer
Belange ohne Festlegung einer Systemhierarchie.

Der Ministerrat hat den vom Ministerium f�r Umwelt, Naturschutz und Verkehr Baden-
W�rttemberg erstellten Entwurf am 27. Juli 2010 zur Anh�rung freigegeben. Die sehr umfangrei-
chen Anh�rungsunterlagen, bestehend aus dem Entwurf zum GVP und mehreren Berichten zu
Begleituntersuchungen, k�nnen nachfolgend nur in Teilen angesprochen und dargestellt wer-
den. Die vollst�ndigen Unterlagen sind auf der Webseite des Ministeriums f�r Umwelt, Natur-
schutz und Verkehr Baden-W�rttemberg (www.uvm.baden-wuerttemberg.de) eingestellt und ko-
stenfrei zug�nglich. Jeder B�rger hat damit die M�glichkeit, sich mit eigenen Ideen oder Vor-
schl�gen an der Fortschreibung des GVP zu beteiligen. Im Rahmen des beh�rdlichen Beteili-
gungsverfahrens wurde den Regionalverb�nden mit Schreiben vom 22. Juli 2010 Gelegenheit
gegeben, zum Entwurf des GVP bis 30. September 2010 Stellung zu nehmen.

Es ist beabsichtigt, den GVP bis Ende des Jahres 2010 dem Ministerrat zur endg�ltigen Be-
schlussfassung vorzulegen.

1. Aufbau und Inhalte des Entwurfs zum Generalverkehrsplan

Der neue GVP soll die Leitlinien f�r die Verkehrspolitik des Landes bis zum Prognosehorizont
2025 vorgeben. Das Leitmotiv des Fortschreibungsentwurfs "Nachhaltige Verkehrsentwicklung -
Mobilit�t sichern" steht f�r den Anspruch des Landes, wirtschaftliche Leistungsf�higkeit mit �ko-
logischer Verantwortung und sozialer Gerechtigkeit zu verbinden. Ziel ist es, auf eine durchge-
hende Verkn�pfung der Verkehrssysteme sowie eine sachgerechte und umweltschonende Auf-
gabenteilung hinzuwirken, die Schwerpunkte auf den so genannten Umweltverbund (Fu�g�nger-,
Rad- und �ffentlicher Verkehr) setzen.

Im Gegensatz zu fr�heren GVPs sollen konkrete, vom Land initiierte und zu finanzierende Ver-
kehrsprojekte nicht mehr im GVP, sondern in einem gesonderten Ma�nahmenplan aufgelistet
werden (vgl. 3.). Durch das Verschieben der konkreten Einzelprojekte in den Ma�nahmenplan
erh�lt der GVP die Funktion eines Rahmenplans, in dem die grunds�tzlichen verkehrspolitischen
Vorstellungen des Landes festgelegt sind. Diese bauen auf einer eingehenden Betrachtung der
Entwicklungen von Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt sowie des Verkehrs auf und sind in fol-
gende vier Fachkonzepte untergliedert:
- Stra�enverkehr (Personen- und G�terverkehr)
- �ffentlicher Personenverkehr auf der Schiene und der Stra�e
- Wirtschaftsverkehr auf der Stra�e, der Schiene, der Wasserstra�e und in der Luft
- Luftverkehr (vor allem landseitige Erreichbarkeit der Flugh�fen)

In allen Fachkonzepten sieht das Land Innovationspotenzial. Der GVP sieht daher jeweils mehre-
re Modellprojekte vor, die das Land gemeinsam mit Partnern durchf�hren will. Diese Projekte
sollen Impulse zur L�sung der Verkehrsprobleme aufgreifen, Ideen zur Gestaltung der k�nftigen
Mobilit�t liefern und der modellhaften Erprobung von Ma�nahmen zur Mobilit�tsgestaltung die-
nen.

schutz und Verkehr Baden-W�rttemberg (www.uvm.baden-wuerttemberg.de) eingestellt und k
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2. MaÅnahmenplan zum Generalverkehrsplan

Die verkehrlichen Leitlinien im Generalverkehrsplan dr�cken die grunds�tzlichen verkehrspoliti-
schen Vorstellungen des Landes aus. Das Land bekennt sich zu deren Umsetzung. Diese ist
jedoch vielen externen Einfl�ssen ausgesetzt und abh�ngig von Entwicklungen, die aus heutiger
Sicht trotz eingehender Pr�fung und gutachterlicher Erkenntnisse nicht verl�sslich genug pro-
gnostiziert werden k�nnen. Auch kann ein als Rahmen angelegter Generalverkehrsplan natur-
gem�� keine Vorgaben zur konkreten Ausgestaltung der Verkehrsverh�ltnisse vor Ort oder zu
den Auswirkungen verkehrspolitischer Ziele in einem abgeschlossenen Verkehrsraum machen.
Die konkrete Umsetzung muss sich vielmehr von den jeweils aktuellen Rahmenbedingungen
leiten lassen, die sich w�hrend der Laufzeit des Generalverkehrsplans �ndern k�nnen. Das Glei-
che gilt f�r die Finanzierung von Vorhaben. Die im Generalverkehrsplan verankerte Umsetzungs-
planung orientiert sich an der aktuellen verkehrs- und umweltpolitischen Dringlichkeit sowie am
festgestellten oder prognostizierten Bedarf. Die Realisierung erfolgt nach Ma�gabe der jeweiligen
Haushaltspl�ne und nach den Vorgaben der Mittelfristigen Finanzplanung bzw. nach Mittelzuwei-
sung durch den Bund.

Die konkreten Vorhaben und Projekte, die das Land initiiert und finanziert, werden in einem Ma�-
nahmenplan zum Generalverkehrsplan zusammengefasst und in einem bedarfsgerechten Turnus
fortgeschrieben. Das gilt sowohl f�r den Bedarfsplan f�r Landesstra�en, der bislang als Anlage
zum Generalverkehrsplan gef�hrt wurde, als auch f�r Vorhaben und Projekte des �ffentlichen
Personenverkehrs, des Wirtschaftsverkehrs und des Luftverkehrs. Der separate Ma�nahmenplan
gew�hrleistet, dass das Land auf die Ver�nderung von Rahmenbedingungen, auf die es selbst
keinen Einfluss hat oder die nicht vorhersehbar sind, angemessen reagieren kann. Die Ziele des
Generalverkehrsplans werden dadurch nicht in Frage gestellt. Der Ma�nahmenplan wird nach
Verabschiedung des Generalverkehrsplans aufgestellt. Er wird Projekte aller Verkehrstr�gerbe-
reiche enthalten.

Der Regionalverband Neckar-Alb bef�rchtet, dass die breite gesellschaftliche Akzeptanz der ver-
kehrlichen Leitlinien im Generalverkehrsplan geschm�lert wird, wenn die konkrete Ausformulie-
rung im Ma�nahmenplan erfolgt. Denn den "Allgemeinpl�tzen" des Generalverkehrsplans wer-
den die meisten zustimmen k�nnen. Interessant und strittig vor Ort ist ausschlie�lich der Ma�-
nahmenplan und ob z. B. das "�rtliche Stra�enbauprojekt" enthalten ist oder nicht. Damit bleibt
das Grundproblem ungel�st: Es werden Strategien ben�tigt, tragf�hige Finanzierungskonzepte
zu entwickeln. Problematisch sind insbesondere die
• chronische Unterfinanzierung bei der Verkehrsinfrastruktur,
• lange Realisierungszeitr�ume �ber viele Haushaltsperioden,
• Abh�ngigkeit von der Finanzpolitik,
• steuerbasierte Finanzierung und damit die Abh�ngigkeit von der Wirtschaftsentwicklung.

Bei der Verkehrsfinanzierung strebt das Land einen Systemwechsel von der Haushalts- zur Nut-
zerfinanzierung an. Die Einf�hrung der Lkw-Maut im Jahre 2005 wird als erster notwendiger
Schritt in diese Richtung bezeichnet. F�r das Land folgerichtig ist nun die Einf�hrung einer Pkw-
Maut. Ziel ist ein sich selbst finanzierendes System, bei dem der Stra�enbau durch zweckgebun-
dene Einnahmen aus dem Stra�enverkehr finanziert und der Mittelfluss weitgehend verstetigt
werden soll. Der Wechsel zur Nutzerfinanzierung soll mit sp�rbaren Verbesserungen bei der Ver-
kehrsinfrastruktur und mit allenfalls moderaten Belastungen f�r die Verkehrsteilnehmer verbun-
den sein.

3. Anregungen aus der Sicht der Region Neckar-Alb

Kategorisierung des StraÅennetzes
Die Kategorisierung des Stra�ennetzes, die u. a. auch in den Raumnutzungskarten der Regio-
nalpl�ne dargestellt werden muss, ist eine Basis f�r die Zuordnung der Stra�en in die Stra�en-
klassen Bundes-, Landes-, Kreis- oder Gemeindestra�e. Eine landesweite Kategorisierung wurde
letztmals in den Jahren 1979/82 durchgef�hrt. Dennoch erfolgte bei der GVP-Fortschreibung
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noch keine Aktualisierung dieser wichtigen Planungs- und Beurteilungsgrundlage. Ein Vergleich
der Regionalpl�ne in Baden-W�rttemberg zeigt, dass die einzelnen Regionen die Methodik der
Kategorisierung z. T. sehr unterschiedlich interpretieren, so dass beim Vergleich der Raumnut-
zungskarten nicht nur stark voneinander abweichende Kategorisierungsergebnisse, sondern teil-
weise auch widerspr�chliche Festlegungen an den Regionsgrenzen offensichtlich werden. Eine
Neukategorisierung sollte unter Beteiligung aller Stra�enbaulasttr�ger und Regionalverb�nde
erfolgen.

Radverkehr
Der Entwurf zum GVP enth�lt ein umfangreiches und vielf�ltiges Spektrum an Ma�nahmen zur
Fahrradf�rderung. Dieses unterstreicht die Bem�hungen des Landes zur F�rderung des Radver-
kehrs. Die Aussagen zum Bau von Radverkehrswegen beschr�nken sich jedoch darauf, dass ein
Landesradverkehrsnetz entlang der Hauptachsen, Entwicklungsachsen und touristisch ausge-
richteten Landesradfernwegen entwickelt werden soll. Aussagen zum Neu- und Ausbau von
Radverkehrswegen entlang bestehender oder neu zu bauender (Landes-)Stra�en fehlen hinge-
gen und sollten erg�nzt werden. Ebenso sollten Konzepte zur Finanzierung des Landesradver-
kehrsnetzes, dem Bau sonstiger Radverkehrsanlagen sowie zur Kostentragung f�r die Mitnahme
von Fahrr�dern im �ffentlichen Verkehr aufgenommen werden.

Elektrifizierung des Streckennetzes
Es ist geplant, die Streckenelektrifizierung im Land fortzuf�hren. Bislang nicht elektrifizierte
Strecken sollen durch die jeweiligen Infrastrukturbetreiber schrittweise auf elektrischen Betrieb
umger�stet werden. Aufgrund des enormen Mittelbedarfs ist eine abschnittsweise Umsetzung
erforderlich. Vorrangig (!) konzentrieren sich die Planungen zur Elektrifizierung zunÇchst
auf die Strecken Ulm - Friedrichshafen, Freiburg - Breisach, Freiburg - Elzach, die M�nstertal-
bahn und die Kaiserstuhlbahn, die Hochrheinstrecke Basel - Singen, die Bodenseeg�rtelbahn
Radolfzell - Friedrichshafen und die Zollernbahn TÄbingen - Sigmaringen - Aulendorf sowie
ggf. weitere Strecken der Regionalstadtbahn Neckar-Alb.
In Abh�ngigkeit von den zur Verf�gung stehenden Mitteln und dem verkehrlichen Bedarf sollen
auch die Elektrifizierungsm�glichkeiten der Strecken Aulendorf - Kisslegg, Ulm - Crailsheim,
Crailsheim - Wertheim sowie �hringen - Schw�bisch Hall gepr�ft werden.

Kombinierter Verkehr (KV)
Im KV besteht noch ungenutztes Potenzial in erheblicher H�he. Beispielsweise k�nnte das
Transportvolumen im KV durch Baden-W�rttemberg bis zum Jahr 2025 von heute 8,2 Mio. t auf
fast 20 Mio. t erweitert werden. Bedingung f�r die Erschlie�ung der Transportreserven von Bahn
und Binnenschiff im KV ist eine ausreichend leistungsf�hige Terminal- und Verkehrsinfrastruktur.
Das Land unterst�tzt die Einrichtung von KV-Terminals und alle Initiativen zur St�rkung des KV.
Die Regionalverb�nde k�nnen bzw. sollen den Ausf�hrungen des GVP-Entwurfs folgend unter
Ber�cksichtigung landesweiter und regionaler Entwicklungsachsen besonders f�r G�terverkehrs-
und Logistiknutzungen geeignete Fl�chen sichern, indem sie Logistikstandorte in den Regional-
pl�nen festlegen. Dies ist in der Region Neckar-Alb, wie z. B. in Reutlingen, bereits erfolgt. Ne-
ben der unzureichenden Infrastrukturausstattung (fehlender Zugang zum KV, wenige gute bzw.
geeignete Schnittstellen Schiene/Stra�e), scheitern viele Verkehrsverlagerungen von der Stra�e
auf die Schiene und das Binnenschiff an der mangelnden Wirtschaftlichkeit. Es fehlen Konzepte,
wie die Wirtschaftlichkeit ohne betriebliche Subventionen hergestellt werden k�nnte. Der Regio-
nalverband Neckar-Alb regt daher an, im Vor- und Nachlaufverkehr zum KV den Einsatz von "Eu-
roCombi" (LKW-Kombination mit bis zu 25,25 m Fahrzeugl�nge und bis zu 60 t Gesamtgewicht)
auf bestimmten Stra�en und Strecken mit einer Ausnahmegenehmigung zuzulassen. Die Aus-
nahmegenehmigung, mit der z. B. drei 20-Fu�container statt zwei 20-Fu�container transportiert
werden k�nnen, muss im Vor- und Nachlauf auf der Stra�e zu einem Terminal auf max. 50 km
begrenzt werden. Dadurch wird ein wirtschaftlicher Anreiz geschaffen, (geplante) regionale KV-
Terminals, wie z. B. in Reutlingen, zu reaktivieren bzw. neu einzurichten.
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Landesflughafen Stuttgart
Der Flugbetrieb am Flughafen Stuttgart soll laut dem Entwurf zum GVP vor allem auf der Basis
der vorhandenen Einrichtungen und Fl�chen weiter optimiert werden, um das erwartete steigen-
de Passagieraufkommen bew�ltigen und weitere internationale und interkontinentale Direktver-
bindungen anbieten zu k�nnen. Dar�ber hinaus soll der Flughafen Stuttgart besser an das
Schienennetz angebunden werden. Die Schienenanbindung der Region Neckar-Alb an den Lan-
desflughafen wird durch das Bahnprojekt Stuttgart - Ulm mit dem Fildertunnel und dem k�nftigen
Filderbahnhof, durch die geplante Einf�hrung von regionalen Durchmesserlinien sowie die Di-
rektanbindung an die NBS Stuttgart - Ulm und die G�ubahn erheblich verbessert.

Angela Bernhardt Joachim Zacher
Verbandsdirektorin Sachgebiet Energie/Verkehr


